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Oberbergischer Kreis
Der Landrat
Kommunalaufsicht
z. Hd. Herrn Hasenbach
Moltkestraße 42

51643 Gummersbach

DER BÜRGERMEISTER
Stadtentwässerung

Hochstraße 4
51688 Wippertüdh

Besuchszeiten:

mo.-fr.: 08.00 - 12.30 Uhr
und mi.: 14.00 - 17.00 Uhr
oder nach telefonischer Vereinbarung

Telefon: 02267 / 64-0
Telefax: 02267 / 64-250

Datum: 25.09.2012

Auskunft: Herr Kusche
Durchwahl: 64-249
Zimmer: I
G.-Zeichen: ll-71/Ku
e-Mail: armin.kusche@wipperfuerth.de
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U msetzu n g d es Abwasserbeseitig u n gspla nes Kü rlen-Wip perfü rth
lhre Schreiben vom 07.09 und '13.09.2012

Sehr geehrter Herr Hasenbach,

mit Schreiben vom 07.09.2012 baten Sie um Richtigstellung einer Textpassage in der
Vorlage zur Bauausschusssitzung vom 13.09.2012. Wie lhnen bereits per E-Mail mitge-
teilt wurde, war es aus zeitlichen Gründen nicht möglich, lhre Anfrage im Bauausschuss
näher zu erörtern. Dies ist insbesondere dadurch geschuldet, dass lhre Ausführungen
der Ergänzung bzw. der Erläuterung bedürfen, um den Eindruck einer undifferenzierten
Betrachtung zu entgegnen.

Aus diesem Grund werde ich nachfolgend auch inhaltlich zu lhrem Schreiben Stellung
nehmen und den Bauausschuss in seiner nächsten Sitzung entsprechend informieren.
Eine Verletzung der Gemeindeordnung vermag ich im ÜUrigän nicht zu erkennen, da es
sich bei der in Rede stehenden Ausschussvorlage ausschließlich um eine Mitteilung
handelt und Beschlussfassungen in Sachen Thier und Wipperfeld in nächster Zeit nicht
auf der Tagesordnung stehen.

Zunächst begrüße ich lhre Feststellung, dass eine Entscheidung über die Durchsetzung
des Anschluss- und Benutzungszwangs für die zentrale Ableitung des Niederschlags-
wassers in Thier und Wipperfeld weder dem Grunde noch dem Umfang nach, bislang
noch nicht getroffen wurde. lnsbesondere die weitreichenden Auswirkungen bei Aus-
übung des vollumfänglichen Anschluss- und Benutzungszwangs erfordern ein Höchst-
maß an Sorgfältigkeit im Abwägungsprozess. ln diesem Zusammenhang möchte ich
nochmals darauf hinweisen, dass aus Sicht der Stadtverwaltung keine Rechtsverletzung
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gegeben ist. Weder aus der ordnungsbehördlichen Verordnung zum Abwasserbeseiti-
gungsplan noch aus der Wasserschutzzonenverordnung der Großen Dhünntalsperre
lässt sich nach unserer Auffassung ein Rechtsbruch ableiten. Somit wäre die Kommunal-
aufsicht sehr wohl gehalten, etwaige Maßnahmen zu veranlassen, welche den lst-
Zustand verändern würden. Denn nach unserer Auffassung bedarf es solcher Maßnah-
men ja nicht. Dass diese Sichtweise nicht von der Oberen Wasserbehörde geteilt wird, ist
mir natürlich hinlänglich bekannt. Da eine entsprechende Begründung für die abweichen-
de Sichtweise der Bezirksregierung bis Dato nicht vorgebracht wurde, besteht demnach
für die Stadtvenrualtung kein konkreter Handlungsbedarf. Hiervon ausgenommen ist
selbstverständlich die von der Oberen Wasserbehörde geforderte Kanalnetzanzeige; die-
se befindet sich zurzeit in Bearbeitung und wird der Oberen Wasserbehörde voraussicht-
lich bis Ende Oktober vorgelegt.

Die von lhnen angeführte Aussage des Verwaltungsgerichts muss im Zusammenhang
mit dem zu Grunde liegenden Klageverfahren bewertet und darf nicht hiervon losgelöst
heran gezogen werden. Das Venrualtungsgericht hat im Verfahren nämlich klargestellt,
dass ein Verzicht auf die Überlassungspflicht grundsätzlich möglich ist (g 53 Abs. 3a
LWG); allerdings unter der Voraussetzung, dass eine entsprechende Freistellung seitens
der Kommune erfolgt. Verständlichenareise ist dies im vorliegenden Fall nicht erfolgt, da
die Durchsetzung des Anschluss- und Benutzungszwangs in Thier und Wipperfeld sich
momentan in der Prüfung befindet. Somit können Befreiungen erst ausgesprochen wer-
den, wenn das gegenständliche Verfahren in lhrem Hause und bei der Oberen Wasser-
behörde abgeschlossen ist.

Abschließend möchte ich noch kurz zwei Aspekte thematisieren. Zum Einen ist offen-
sichtlich der Eindruck entstanden, dass bei der Dimensionierung der Kanalisationsnetze
in Thier und Wipperfeld abweichende Bemessungsgrundlagen herangezogen wurden.
Dem ist jedoch nicht so. Die Bemessung der beiden Ortskanalisationen erfolgte auf den
gleichen Grundlagen, wie es seinerzeit für die Dimensionierung eines normalen Misch-
wasserkanals üblich gewesen ist. lrreführend ist im vorliegenden Fall wohl der Umstand,
dass ursprünglich überlegt worden war, einen reduzierten Berechnungsansatz anzuwen-
den, um den geringeren Anschlussgrad entsprechend zu berücksichtigen. ln Anbetracht
der Tatsache, dass hierdurch keine nennenswerten Einsparpotentiale realisiert werden
konnten, hat man diesen reduzierten Berechnungsansatz wieder venrrrorfen. Ergänzend
hierzu ist anzumerken, dass auch bei dem "normalen" Berechnungsansatz nie davon
ausgegangen wurde, dass sämtliche befestigten Flächen das anfallende Niederschlags-
wasser in die öffentliche Kanalisation ableiten. Hier wurden stets, in Abhängigkeit der
Bebauungsstruktur und der örtlichen Topographie, entsprechende Erfahrunglwerte zu
Grunde gelegt. lch bitte dies unbedingt bei lhrer Bewertung der Gesamtthematik zu be-
rücksichtigen. Denn ein Anschluss aller befestigten Flächen führt zwangsläufig zu Eng-
pässen im Kanalisationsnetz; und dies gilt nicht nur für wipperfürth.

Zum Zwetten möchte ich auf den gebührenrelevanten Aspekt zurück kommen. Die Kalku-
lation der Abwassergebühren erfolgt auf Grundlage der Bedarfsberechnung. Für die Nie-
derschlagswassergebühr bedeutet dies, da$s der Mittelbedarf jeweils im Vorfeld für beide
Kostenträger (Straßenbaulastträger und Privateigentümer) gesondert ermittelt wird. Die
Höhe der jeweiligen Gebühr ergibt sich dann aus den zur VerFUgung stehenden Flächen-
anteilen. Dies bedeutet jedoch gleichzeitig, dass die Erhöhung der Flächenanteile bei
den Privatgrundstücken, etwa in fotge eines vollumfänglichen- Anschluss- und Benut-
zungszwangs, sich nicht auf die Gebührenhöhe für den Straßenbaulastträger auswirkt.
lm vorgenannten Fall würde sich'nur die Einheitsgebühr für die Privatflächen verringern.
Anders formuliert lässt sich festhalten, dass die Durchsetzung eines vollumfängtiäfren
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Anschluss- und Benutzungszwangs für: N,iederschlagswasser keine,finanzwirtschaftlichen
Auswirkungen für'den Straßenbaulasttr:äger und dementsprechend auf den städtischen
Haushalt nach sich ziehen.

lch werde lhre beiden im Briefkopf genannten Schreiben, sowie dJeses Antwortschreiben,
dem Bauausschuss in seiner nächsten Sitzung zur Kenninis zukornmen lassen. ln dei
Hoffnung,klärendzumSachverhaltbeigätragen-zuhabenver.bleibeich

dlichen Grüßen ,5/
/o\
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Rekowski


